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Mustervereinbarung interkantonaler Zusammenarbeit mittels 
Bildung einer Zweckgemeinschaft ohne Rechtspersönlichkeit

Einleitende Bemerkungen zur Mustervorlage:

Ist als Vorlage zu wählen wenn, 

· Die Vertragskantone verfolgen gemeinsam einen Zweck.

· Alle (oder die meisten) Vertragskantone sind Träger der gemeinsamen Einrichtung.

· Der gemeinsamen Einrichtung kommt keine Rechtspersönlichkeit zu, sie ist eine Art einfache Gesellschaft. 

Beispiele: Vereinbarung über den Unterhalt des Loppertunnels oder des Seelisbergtunnels; vgl. zur rechtlichen Frage den VPB-Entscheid 64.2 zur einfachen Gesellschaft.

Mustervereinbarung:

Titel

Für die Überschrift von interkantonalen Abkommen kommen die Bezeichnungen Konkordat, Vereinbarung oder Vertrag in Frage. Grundsätzlich spielt es keine Rolle, wofür man sich entscheidet. Tendenziell sind bilaterale Abkommen eher „Verträge“ und je rechtsetzender der Charakter eines Vertrages, desto eher spricht man von „Konkordat“. „Vereinbarung“ wird primär für eine Verwaltungsvereinbarung ohne rechtsetzenden Charakter verwendet. 

(Die neue BV spricht nur noch von Verträgen. Eventuell auch hier Harmonisierung und Verdichtung).

Präambel
Fakultativ. Die Präambel bietet die Möglichkeit, in Erwägungen festzuhalten, aus welcher Motivation heraus die Parteien ein Abkommen schliessen und welche Absicht sie verfolgen. Sie dient später als Auslegungshilfe.

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Die allgemeinen Bestimmungen umschreiben die Form sowie den Zweck und Auftrag der gemeinsamen Einrichtung. Bei der Bestimmung von Zweck und Auftrag gilt es zu bedenken, dass diese den Rahmen für die Ausführungsbestimmungen geben, die von den Organen des Abkommens erlassen werden können. 

Art. 
Zweck

Die Kantone XY bilden unter der Bezeichnung NN eine Zweckgemeinschaft mit Sitz in 6*** zur Erreichung von gemeinsamer Zweck mit gemeinsamen Mitteln und Kräften. 

Der Zweckgemeinschaft NN kommt keine eigene Rechtspersönlichkeit zu. 

Art. 
Aufgaben/Auftrag/Geltungsbereich

Beschrieb und Verweis auf Leistungsauftrag

Art. 
Eigentumsverhältnisse
z.B.: Die Einrichtungen und das Betriebsvermögen der Zweckgemeinschaft NN stehen im gemeinschaftlichen Eigentum der Partnerkantone. Abweichende Beschlüsse bleiben vorbehalten. (Austrittsentschädigung und Verwendung Liquidationserlös sind bei „Austritt und Auflösung“ zu regeln).

Art. 
Begriffe
Je nachdem beinhaltet das Abkommen Begriffe, die zur einheitlichen Auslegung zu definieren sind.

2. Abschnitt: Organisation

Beschrieb des Abschnittes. Bei den gemeinsamen Einrichtungen sind im Normalfall alle Partner gleichberechtigt. Eine Besserberechtigung wäre bei den Finanzen zu berücksichtigen.

Art. 
Organisation, Organe

a)
Aufsichtsorgan (strategisch, z.B. Konkordatsrat) [Je nach Charakter der gemeinsamen Einrichtung kann das strategische Aufsichtsorgan in zwei Organe aufgeteilt werden. So kennt z.B. das FHZ-Konkordat einen aus den zuständigen RR bestehenden Konkordatsrat als oberste vollziehende Konkordatsbehörde und einen Fachhochschulrat aus Vertretungen der Bildung, Wirtschaft und Gesellschaft als strategisches Organ. Das Labor der Urkantone vereinigt beide in einem Organ, der Aufsichtsbehörde]

b)
Leitungsorgan (operativ, z.B. Geschäftsführung, Betriebsleitung)

c)
eventuell interparlamentarische Geschäftsprüfungskommission (parl. Aufsicht)

d)
Revisionsstelle 

A. Aufsichtsorgan

Art. 
Zusammensetzung

Art. 
Aufgaben / Zuständigkeiten / Kompetenzen

Soll das Aufsichtsorgan Rechtsetzungskompetenzen erhalten, müssen diese Kompetenzen hier explizit erwähnt und abgesteckt sein. 

Art. 
Beschlussfassung

B. Leitung der Zweckgemeinschaft NN
Art. 
Besetzung / Stellung 

Art. 
Aufgaben / Kompetenzen

C. Interparlamentarische Geschäftsprüfungskommission

Art. 
Zusammensetzung

Art. 
Aufgaben / Kompetenzen

Art. 
Beschlussfassung

D. Revisionsstelle / Finanzkontrolle

(Für die Prüfung der Rechnung der gemeinsamen Einrichtung kann eine Revisionsstelle eingesetzt werden (mit konkretem Auftrag) oder sie wird z.B. der Finanzkontrolle eines Kantons (z.B. Standortkanton) zugewiesen.)

Art. 
Zusammensetzung / Einsetzung

Art. 
Aufgaben / Kompetenzen 

3. Abschnitt: Betrieb der Zweckgemeinschaft NN
Art. 
Leistungsauftrag

Grundzüge des Inhaltes

Verfahren, wie LA erlassen wird (z.B. Konkordatsrat oder je beteiligte Regierungen etc. Je weniger die Kantone bzw. je mehr die Gemeinschaftsorgane zum Erlass beitragen, desto konkreter sollte der Inhalt bereits im Abkommen festgeschrieben werden).

Art. 
Personal

Wahl / Wahlvoraussetzungen / Einsetzung

Dienstreglement

Art. 
Anwendbares Recht 

Auffangklausel

Personalrecht

Datenschutz

Staatshaftungsrecht

Verfahrensrecht (vgl. Rechtsschutz)

Bekanntmachungen

Amtsgeheimnis

Submissionsrecht

Gebührenordnung

Rechtsetzung durch ein interkantonales Organ (sofern eines der obgenannten Organe rechtsetzende Normen erlassen kann, dann muss dies bei dessen Kompetenzen oder hier - auf alle Fälle im Abkommen - genannt und umrissen sein (vgl. Entw. BV Art. 48 Abs. 5).

4. Abschnitt: Finanzen
Beschrieb

Art. 
Kostenrechnung

Art. 
Kostentragung / Finanzierung der Zweckgemeinschaft NN
Investitionskosten

Betriebskosten

Art. 
Gebühren / Entgelte
Gebührungeerhebung für hoheitliche Tätigkeiten

ev. Rahmen/Richtlinien für Preispolitik allfälliger privatwirtschaftlichen Tätigkeiten.

Gebührenentrichtung für Leistungen, die von der Anstalt von einem Partnerkanton bezogen werden.

Art. 
Steuerpflicht der Zweckgemeinschaft NN
Für die Ausübung hoheitlicher Tätigkeiten sind Zweckgemeinschaften in der Regel von der Steuerpflicht zu befreien. 

Für die privatwirtschaftliche Tätigkeit ist die Steuerpflicht und ev. die Verwendung der Steuereinnahmen zu regeln. 

5. Abschnitt: Rechtsschutz

Der Rechtsschutz der Bürger darf aufgrund der Übernahme hoheitlicher Tätigkeiten durch interkantonale Einrichtungen nicht eingeschränkt werden (vgl. Art. 17 Abs. 1 des Entw. BG über den Finanzausgleich).

Art.
Rechtsschutz, Verwaltungsrechtspflege

Bezeichnung des anwendbaren Verfahrensrechtes (vgl. auch oben anwendbares Recht)

Bezeichnung der zuständigen Beschwerdeinstanzen

Art.
Streitigkeiten zwischen beteiligten Kantonen, Streitschlichtung

Streitigkeiten zwischen Kantonen sind mittels staatsrechtlicher Klage vor dem Bundesgericht auszutragen (BV 189). Nach Möglichkeit ist davor aber eine Streitschlichtung vorzusehen (vgl. Ausführungen zum Neuen Finanzausgleich, wonach das Schlichtungsverfahren die Regel werden soll). 

6. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Art. 
Rechtsgültigkeit
Voraussetzungen, damit das Abkommen in Kraft treten kann (z.B. „Das Konkordat bedarf der Zustimmung der verfassungsmässig zuständigen Organe der Konkordatskantone.“) Eventuell Regelung, wer Zustimmungserklärungen entgegennimmt und wer Rechtsgültigkeit erkennt. 

Art. 
Dauer und Kündigung
Befristet / unbefristet

Kündbarkeit, Fristen und Termine

Wirkung einer Kündigung

Art. 
Austritt 

Regelung der Haftung des austretenden Partners

Frage der Abfindung

Art. 
Auflösung
Auflösungsgründe

Verwendung des Liquidationserlöses

Art. 
Übergangsbestimmungen
Art. 
Inkrafttreten
Zeitpunkt der Inkrafttretung

Das Abkommen ist dem Bund (BV 48 Abs. 3) und dem ZRK-Sekretariat zur Kenntnis zu bringen. Bezeichnung, wer dies macht.
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